
220–6

e,
ie

ere
owie
nd
r den
ren
rge-

les
mi-
ben.
ge

ge
dan-
hen
ein
hen
leitet

ein-
ten-
fts-

eut-
Gesetz
über die „Stiftung Oper in Berlin“

Vom 17. Dezember 2003*

§ 1

Errichtung und Rechtsform

Unter dem Namen „Stiftung Oper in Berlin“ wird eine landesunmittelbar
rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts mit Sitz in Berlin errichtet. D
Stiftung entsteht mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes.

§ 2

Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung von Kunst und Kultur, insbesond
des Musiktheaters in der Tradition des Ensemble- und Repertoirebetriebs s
des Balletts. Dieser Zweck wird verwirklicht durch Opern-, Operetten- u
Ballettaufführungen sowie Konzerte, insbesondere in der Staatsoper Unte
Linden, der Deutschen Oper Berlin und der Komischen Oper Berlin, de
Betrieb durch Eigen- und Fremdveranstaltungen die Stiftung oder Tochte
sellschaften im Sinne von§ 10 übernehmen.

(2) Die Stiftung übernimmt die Trägerschaft der künstlerischen Ensemb
der Staatsoper Unter den Linden, der Deutschen Oper Berlin und der Ko
schen Oper Berlin nebst den zugehörigen Service- und Verwaltungsbetrie

(3) Die Stiftung verfolgt unmittelbar und ausschließlich gemeinnützi
Zwecke im Sinne des Dritten Abschnitts der Abgabenordnung.

§ 3

Struktur der Stiftung; Leitung der Betriebe

(1) Die Stiftung gliedert sich in künstlerisch und wirtschaftlich eigenständi
künstlerische Betriebe, die jeweils von einem Intendanten oder einer Inten
tin und einem kaufmännischen Geschäftsführer oder einer kaufmännisc
Geschäftsführerin geleitet werden. Für nichtkünstlerische Aufgaben wird
Bühnenservice-Betrieb eingerichtet, der von einem eigenen kaufmännisc
Geschäftsführer oder einer eigenen kaufmännischen Geschäftsführerin ge
wird.

(2) Die künstlerische Gestaltung der Programme und Aufführungen der
zelnen künstlerischen Betriebe obliegt den jeweiligen Intendanten und In
dantinnen. Sie sind dabei an die für ihren Betrieb aufgestellten Wirtscha
pläne gebunden.

(3) Künstlerische Betriebe sind die Staatsoper Unter den Linden, die D
sche Oper Berlin, die Komische Oper Berlin und das Ballett.

Datum: GVBl. S. 609
1

77. Erg.Lfg. (April 2004)



220–6

er
nen
und

träge
tif-

ats-

ne
des

enen
der-

n
hal-
der
erlin
ak-
Ver-

n-
tung
er-

eld-
en
ck-
ks zu
men
onds
d im

eral-
ten
sfüh-
der
§ 4

Stiftungsvermögen

(1) Die vom Land Berlin für die nicht rechtsfähigen Betriebe Deutsche Op
Berlin, Staatsoper Unter den Linden und Komische Oper Berlin erworbe
beweglichen Vermögensgegenstände sowie die für den Opern-, Konzert-
Ballettbetrieb erworbenen oder aus ihm entstandenen Rechte und Ver
gehen mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes vom Land Berlin auf die S
tung über.

(2) Das Eigentum an von den Opernhäusern Deutsche Oper Berlin, Sta
oper Unter den Linden und Komische Oper Berlin genutzten und in derAnlage
aufgeführten Liegenschaften geht auf die „Stiftung Oper in Berlin“ über. Ei
Veräußerung oder Beleihung der Liegenschaften bedarf der Zustimmung
Senats.

(3) Für sonstige dingliche Grundstücksgeschäfte an den übergegang
Grundstücken ist die Zustimmung der Senatsverwaltung für Finanzen erfor
lich.

(4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhält die Stiftung einen jährliche
Zuschuss des Landes Berlin für den Spielbetrieb und für die bauliche Unter
tung. Der jährliche Zuschussbetrag wird durch einen fünfjährigen Vertrag,
der Zustimmung des Abgeordnetenhauses bedarf, zwischen dem Land B
und der Stiftung festgelegt. Die bauliche Unterhaltung mit investivem Char
ter sowie bauliche Investitionen obliegen dem Land nach Maßgabe der zur
fügung stehenden Mittel.

(5) Die Mittel der Stiftung dürfen nur im Sinne des Stiftungszwecks verwe
det werden. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stif
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt w
den.

(6) Die Stiftung darf zusätzlich Zuschüsse, Zuwendungen, Spenden (G
oder Sachleistungen), letztwillige Verfügungen und Zustiftungen von Dritt
annehmen. Diese Mittel sind unter strikter Berücksichtigung etwaiger Zwe
bestimmungen des oder der Zuwendenden im Rahmen des Stiftungszwec
verwenden. Zuwendungen Dritter können auch mit der Maßgabe angenom
werden, dass aus diesen Mitteln unselbständige Stiftungen oder Sonderf
gebildet werden, die einen vom Dritten festzulegenden Namen tragen un
Rahmen der Stiftungsaufgaben zweckgebunden sind.

§ 5

Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind der Stiftungsvorstand und der Stiftungsrat.

§ 6

Stiftungsvorstand

(1) Der Stiftungsvorstand besteht aus dem Generaldirektor oder der Gen
direktorin der Stiftung, der oder die den Vorsitz innehat, sowie den Intendan
oder Intendantinnen und kaufmännischen Geschäftsführern oder Geschäft
rerinnen der künstlerischen Betriebe und dem Geschäftsführer oder
Geschäftsführerin des Bühnen-Servicebetriebes.
2
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(2) Die Mitglieder des Stiftungsvorstandes sind in dieser Funktion ehrena
lich und unentgeltlich tätig.

(3) Der Generaldirektor oder die Generaldirektorin führt die Geschäfte
Stiftung und vertritt die Stiftung nach innen und außen. Er oder sie trifft
Rahmen dieses Gesetzes, der Satzung und der Beschlüsse des Stiftungsv
des die erforderlichen Anordnungen und Maßnahmen und ist zu diesem Zw
gegenüber den Leitern oder Leiterinnen der Betriebe unter Wahrung des kü
lerischen Verantwortungsbereichs der Intendanten oder Intendantinnen ge
§ 3 Abs. 2 weisungsbefugt.

(4) Der Stiftungsvorstand fasst die notwendigen Beschlüsse über die tats
lichen und organisatorischen Voraussetzungen für die Tätigkeit der künst
schen Betriebe, organisiert zusätzliche gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit
Marketing und wirkt in jeder Hinsicht auf die Nutzung von Synergiepotenz
len hin. Er beaufsichtigt die Wirtschaftsführung der Betriebe.

(5) Der Stiftungsvorstand entscheidet insbesondere in folgenden Angele
heiten durch förmlichen Beschluss:

1. Aufstellung und Verabschiedung der Wirtschaftspläne,
2. Abschluss von Verträgen gemäß§ 4 Abs. 3 mit dem Land Berlin,
3. Erlass allgemeiner Richtlinien über Ausstattung und Arbeit der Betrie
4. Abschluss von Tarifverträgen, Dienst- und Betriebsvereinbarungen,
5. Erstellung eines gemeinsamen Marketingkonzepts,
6. Veräußerung von Vermögensgegenständen von bedeutendem Wert,
7. Veräußerung von Anteilen der Tochtergesellschaften der Stiftung,
8. Beleihung der Liegenschaften gemäß§ 4 Abs. 2.
(6) Der Stiftungsvorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit seiner Mitg

der. Dem Generaldirektor oder der Generaldirektorin steht gegen Beschl
ein Vetorecht zu. Kommt ein Beschluss des Stiftungsvorstandes über eine
dem Generaldirektor oder der Generaldirektorin eingebrachte Beschluss
lage nach Absatz 5 nicht zustande, so gilt diese gleichwohl als beschlos
wenn der Generaldirektor oder die Generaldirektorin dies erklärt. Auf Antr
von mindestens zwei Mitgliedern des Stiftungsvorstandes erfolgt in diesen
len die Beschlussfassung durch den Stiftungsrat. In künstlerischen Angele
heiten, die die Stiftung als Ganzes betreffen, haben nur die Intendanten
Intendantinnen und der Generaldirektor oder die Generaldirektorin Stim
recht.

§ 7

Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern.
(2) Der Stiftungsrat besteht aus dem für Kultur zuständigen Mitglied d

Senats, das den Vorsitz innehat, dem für Finanzen zuständigen Mitglied
Senats sowie aus fünf weiteren Mitgliedern, die geeignet sein müssen, die
tung in ihren finanziellen und kulturellen Belangen zu beraten und zu kont
lieren. Die Mitglieder des Senats können sich durch die jeweiligen Staatsse
täre oder Staatssekretärinnen vertreten lassen.

(3) Eines der weiteren fünf Mitglieder und dessen Stellvertretung soll
Einvernehmen mit den Vertretungen des bei der Stiftung und ihren Betrie
beschäftigten Personals berufen werden. Die weiteren vier Mitglieder wer
auf Vorschlag des Senats vom Abgeordnetenhaus von Berlin gewählt und
3
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berufen; sie können abberufen werden. Das Nähere regelt die Satzung.

(4) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind in dieser Funktion ehrenamtl
und unentgeltlich tätig. Sie haben Anspruch auf den Ersatz von Fahrt- und
sekosten im Rahmen der für die Berliner Verwaltung geltenden Bestimmung

(5) Der Stiftungsrat ernennt auf Vorschlag des oder der Stiftungsratsvo
zenden den Generaldirektor oder die Generaldirektorin, die Intendanten
die Intendantinnen, die kaufmännischen Geschäftsführer oder Geschäftsf
rinnen der Betriebe und die Generalmusikdirektoren oder Generalmusikdi
torinnen. Die Intendanten oder Intendantinnen haben ein Vorschlagsrech
die an ihrem Hause tätigen Generalmusikdirektoren oder Generalmusikd
torinnen. Näheres regelt die Satzung. Der Stiftungsrat beaufsichtigt die Tä
keit des Vorstandes und kann in Fällen nach§ 6 Abs. 6 Satz 2 und 3Weisungen
im Einzelfall erteilen; die künstlerische Gestaltungsfreiheit der Intendan
oder Intendantinnen nach§ 3 Abs. 2 bleibt unberührt.

(6) Folgende Beschlüsse des Stiftungsvorstandes bedürfen der Gene
gung durch den Stiftungsrat:

1. die Verabschiedung der Wirtschaftspläne,
2. der Abschluss von Tarifverträgen, Dienst- und Betriebsvereinbarunge
3. die Veräußerung von Vermögensgegenständen der Stiftung von bede

dem Wert,
4. die Veräußerung von Anteilen der Tochtergesellschaften der Stiftung
5. die Beleihung der Liegenschaften gemäß§ 4 Abs. 2.
(7) Der Stiftungsrat entscheidet mit der Mehrheit seiner Mitglieder; bei Sti

mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden oder der Vorsitzenden den A
schlag. Bei der Beschlussfassung über die Genehmigung der Wirtschaftsp
bei Beschlüssen nach§ 10 Abs. 2sowie bei Beschlüssen über die Beleihung d
Liegenschaften können der oder die Vorsitzende sowie das für Finanzen zu
dige Mitglied des Senats nicht überstimmt werden. Bei der Benennung
Generaldirektors oder der Generaldirektorin kann der oder die Vorsitzende e
falls nicht überstimmt werden.

(8) Der oder die Vorsitzende vertritt den Stiftungsrat gegenüber seinen M
gliedern und Dritten.

§ 8

Personalausstattung der Stiftung

(1) Die Stiftung stellt nach Maßgabe der Wirtschaftspläne das zur Erfüllu
ihrer Aufgaben erforderliche Personal ein. Sie stellt den Generaldirektor ode
Generaldirektorin sowie die Intendanten oder Intendantinnen und die Gesch
führer oder Geschäftsführerinnen der künstlerischen Betriebe und des Büh
service-Betriebes als hauptamtliche Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen ein.

(2) Der Generaldirektor oder die Generaldirektorin ist Personalstelle, P
sonalwirtschaftsstelle und zuständiges Organ im Sinne von§ 80 Abs. 3 des
Personalvertretungsgesetzesin der Fassung vom 14. Juli 1994 (GVBl. S. 337
1995 S. 24), das zuletzt durch § 7 des Gesetzes vom 9. Dezember 2003 (G
S. 589) geändert worden ist, in seiner jeweils geltenden Fassung. Der Stiftu
rat ist Personalstelle für die Mitglieder des Stiftungsvorstandes. Der Gene
direktor oder die Generaldirektorin und der Stiftungsrat können ihre Bef
nisse übertragen; Näheres regelt die Satzung.
4
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§ 9

Übernahme von Dienstverhältnissen

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gehen die Arbeits- und Aus
dungsverhältnisse der bei den in§ 2 Abs. 2genannten Landesbetrieben Be
schäftigten mit allen Rechten und Pflichten auf die Stiftung über. § 613a Ab
Satz 2 bis 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende Anwen
mit der Maßgabe, dass die Rechte und Pflichten aus den bestehenden Ar
verhältnissen nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach In-Kraft-Treten die
Gesetzes zum Nachteil des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin geä
werden dürfen.

(2) Eine Tätigkeit eines Arbeitnehmers oder einer Arbeitnehmerin im S
tungsvorstand hat bei Versäumnis von Arbeitszeit keine Minderung der Bez
zur Folge.

(3) Die Stiftung wird hinsichtlich des nichtkünstlerischen Personals d
Beteiligung bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (V
beantragen und die dort versicherten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin
nach Maßgabe der zu schließenden Beteiligungsvereinbarung im Rahme
Satzungsvorschriften der VBL weiterversichern oder eine gleichwertige and
Zusatzversicherung anbieten. Hinsichtlich des künstlerischen Personals
sich die Stiftung bei der Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen und der
sorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester anmelden und die Versiche
für die Pflichtversicherten nach Maßgabe der Tarifordnung und der Satzung
Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen und der Versorgungsanstalt der
schen Kulturorchester weiterführen.

§ 10

Befugnis zur Gründung von Tochtergesellschaften

(1) Zur Erreichung des Stiftungszwecks, insbesondere für den Betrieb
Opernhäuser, ist die Stiftung befugt, juristische Personen des privaten Re
zu errichten oder sich an solchen zu beteiligen.

(2) Die Stiftung kann ihre künstlerischen Betriebe auf jeweils eine Ges
schaft im Sinne von Absatz 1 übertragen, wobei vorzugsweise die Rechtsf
der gemeinnützigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu wählen ist.
Bühnen-Servicebetrieb kann auf eine Gesellschaft übertragen werden, di
Wettbewerb mit Gewinnerzielungsabsicht teilnehmen soll. Die Entscheid
über die Errichtung sowie die Satzung der Gesellschaften bedürfen der Ge
migung des Stiftungsrates. Für die Tochtergesellschaften sind Maßnahme
Frauenförderung entsprechend den Regelungen desLandesgleichstellungsge-
setzes in seiner jeweils geltenden Fassung festzulegen.

(3) Macht die Stiftung von dieser Befugnis Gebrauch, so treten die errich
ten Gesellschaften an die Stelle der Betriebe der Stiftung. Die Rechtsbezie
gen zwischen der Stiftung und den Gesellschaften müssen so ausgestalte
dass die Erfüllung der Aufgaben der Stiftung, die Geltung der Regelungen ü
Aufgaben und Leitung der Betriebe sowie die Wahrung der Befugnisse
Stiftungsvorstand und Stiftungsrat nach diesem Gesetz sichergestellt sind
Gesellschaften können mit Aufsichtsräten ausgestattet werden, denen ein
Aufsichtsbefugnisse von Stiftungsrat und Stiftungsvorstand übertragen w
den, soweit dies in der Satzung ausdrücklich zugelassen ist.
5
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(4) Die der Stiftung vom Land Berlin durch oder auf Grund dieses Geset
eingeräumten oder zur Nutzung überlassenen Rechte und Gegenstände k
den Gesellschaften mit Zustimmung des Stiftungsrates zur zweckentsprec
den Nutzung weiterübertragen oder überlassen werden; dies gilt unbesch
der geltenden gesetzlichen, tariflichen und arbeitsvertraglichen Regelun
auch für die in§ 9 genannten Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse.

(5) Die Gesellschaften sind stets mit einem Kapital auszustatten, das
Erfüllung der übertragenen Aufgaben ermöglicht. Die Stiftung muss mind
tens 51 Prozent der Geschäftsanteile an den Gesellschaften halten.

(6) Die Stiftung bleibt Arbeitgeberin der vom Land Berlin übernommen
Beschäftigten.

(7) Das Prüfungsrecht des Rechnungshofes gemäß§ 104 Abs. 1 Nr. 3 der
Landeshaushaltsordnungin der Fassung vom 20. November 1995 (GVB
S. 805, 1996 S. 118), die zuletzt durch Artikel VI des Gesetzes v
10. Februar 2003 (GVBl. S. 62) geändert worden ist, ist sicherzustellen.

§ 11

Satzung

Der Stiftungsvorstand legt im Einvernehmen mit dem Stiftungsrat eine S
zung zur Regelung der Organisation und der Verwaltung der Stiftung vor,
mit der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde in Kraft tritt. Die Satzu
enthält insbesondere Regelungen über

1. die rechtsgeschäftliche und dienstliche Vertretung des Generaldirek
oder der Generaldirektorin,

2. die Stellvertretung der Mitglieder des Stiftungsvorstandes und der Le
oder Leiterinnen der Betriebe,

3. Ladung, Sitzungshäufigkeit und Verfahren in Stiftungsvorstand und S
tungsrat,

4. die Zuständigkeits- und Aufgabenverteilung zwischen den Betrieben
der Stiftung und unter den Betrieben,

5. allgemeine Regeln der Geschäfts- und Verwaltungsabläufe der Stiftu
6. die Übertragung der Geschäftsführungsbefugnis für einzelne Gesch

der laufenden Verwaltung an die Leiter oder Leiterinnen der Betriebe
7. die Amtszeit der Intendanten oder Intendantinnen und des Generald

tors oder der Generaldirektorin,
8. das Vorschlagsrecht der Intendanten oder Intendantinnen für den an ih

Hause tätigen Generalmusikdirektor oder für die an ihrem Hause tä
Generalmusikdirektorin,

9. Vereinbarungen zu Festlegungen des Begriffes „Vermögensgegenst
von bedeutendem Wert“ gemäß§ 7 Abs. 6 Nr. 3.

§ 12

Anwendung der Landeshaushaltsordnung

Werden gemäß§ 105 der LandeshaushaltsordnungVorschriften der Landes-
haushaltsordnung entsprechend angewandt, so kommen die dort in Bezu
die Ausführung des Haushaltsplans der Senatsverwaltung für Finanzen z
wiesenen Zuständigkeiten dem Stiftungsrat zu.
6
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Aufsicht

Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht nach demAllgemeinen Zustän-
digkeitsgesetzin der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), zulet
geändert durch § 5 des Gesetzes vom 9. Dezember 2003 (GVBl. S. 589)
Aufsicht wird von der für Kultur zuständigen Senatsverwaltung geführt.

§ 14

Aufhebung der Stiftung;
Wegfall des gemeinnützigen Zwecks

Die durch dieses Gesetz gegründete Stiftung kann nur durch Gesetz w
aufgehoben werden. Ferner kann die Gliederung der Stiftung in mehrere kü
lerische Betriebe nur durch Gesetz verändert werden. Bei der Gründung
Tochtergesellschaften nach§ 10 hat die Stiftung vertraglich sicherzustellen
dass die Ausübung der Befugnisse des Gesetzgebers nach Satz 1 und 2 au
Bestand der Tochtergesellschaften erfasst. Bei einer Aufhebung der Stif
fallen das Vermögen und die Aufgaben im Sinne des§ 2 an das Land Berlin
zurück.

§ 15

Übergangsvorschriften

(1) Bis zur Besetzung der Stiftungsorgane werden die Aufgaben des S
tungsvorstandes durch die Intendanten oder Intendantinnen, die geschäft
renden Direktoren oder Direktorinnen beziehungsweise die Geschäftsfü
oder Geschäftsführerinnen, die Aufgaben des Stiftungsrates durch die für
tur zuständige Senatsverwaltung wahrgenommen.

(2) Die Personalvertretungen der Deutschen Oper Berlin, der Staats
Unter den Linden und der Komischen Oper Berlin nehmen als Personalve
tung der Stiftung bis zum Ablauf ihrer regelmäßigen Amtszeit gemeinsam i
Aufgaben weiterhin wahr; dies gilt entsprechend für die Frauen-, Jugend-, A
zubildenden- und Schwerbehindertenvertretungen.

(3) Zuschüsse des Landes Berlin, die für die Zeit nach In-Kraft-Treten die
Gesetzes in Haushaltsplänen des Landes Berlin für die nicht rechtsfäh
Betriebe Deutsche Oper Berlin, Staatsoper Unter den Linden und Komis
Oper Berlin veranschlagt sind, gelten als für die Stiftung veranschlagt.

(4) Die Stiftung haftet nicht für Verbindlichkeiten des Landes Berlin, die v
dem Zeitpunkt ihrer Errichtung fällig geworden sind.

§ 16

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.
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